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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich heiße Sie 
herzlich willkommen zur 54. Sitzung des Landtags von Nordrhein-Westfalen. Mein Gruß 
gilt auch unseren Gästen auf der Zuschauertribüne sowie den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Medien.  

Für die heutige Sitzung haben sich vier Abgeordnete entschuldigt. Ihre Namen werden in 
das Protokoll aufgenommen. 

Wir treten nunmehr in die Beratung der heutigen Tagesordnung ein.  

1 Hinweise auf rechtsextreme Aktivitäten dürfen nicht verloren gehen: Die Arbeit des Verfassungsschut-
zes neu justieren 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 15/3955 

Die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen haben mit Schreiben vom 6. Februar 
2012 gemäß § 90 Abs. 2 der Geschäftsordnung zu dieser aktuellen Frage der Landespolitik 
eine Aussprache beantragt. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Redner vonseiten der antragstellenden 
SPD-Fraktion dem Abgeordneten Körfges das Wort.  

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zu-
schauerinnen und Zuschauer auf der Tribüne! Anlass für die Beantragung der heutigen Ak-
tuellen Stunde war die Festnahme eines mutmaßlichen Terrorhelfers durch Einsatzkräfte 
der Bundespolizei am 1. Februar 2012.  

Wir als antragstellende Fraktionen glauben, dass es nach der Befassung im Innenaus-
schuss am vergangenen Donnerstag noch ganz erheblichen weiteren Beratungsbedarf hin-
sichtlich der Ursachen und Konsequenzen aus den Tatsachen gibt, die wir in dieser Sitzung 
besprochen haben. Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren, wenn 
ein möglicher Helfer und Unterstützer, der zumindest dem Verfassungsschutz in Thüringen 
nach Informationen aus der „Süddeutschen Zeitung“ seit 1999 als Nazi-Aktivist bekannt war, 
nicht im Fokus unserer Behörden in NRW stand, muss das zwangsläufig Fragen aufwerfen. 

Zur Klarstellung an dieser Stelle noch einmal ganz ausdrücklich die Aussage, weil ich es nö-
tig finde, dass wir bei diesem Thema offen miteinander umgehen: Niemand will die Wehr-
haftigkeit unserer Demokratie in Zweifel ziehen. Dass zur Bekämpfung und Abwehr rechts-
extremistischer Bestrebungen, gar menschenverachtender rechtsterroristischer Verbrechen 
die Beobachtung auch mit nachrichtendienstlichen Mitteln gehört, das stellt niemand ernst-
haft in Zweifel.  
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Rechtsextremismus in Nordrhein-Westfalen vorgelegt. Wir lassen durch einen Dritten, durch 
einen Beauftragten, den Verfassungsschutz in Nordrhein-Westfalen hinsichtlich seiner Art 
und seiner Rechtsstaatlichkeit begutachten und testieren. 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, Ihre Redezeit. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: Ich komme gleich zum Ende, Herr Prä-
sident. – Ich bitte, zu beachten, dass wir in Deutschland auch wegen des Aufdeckens der 
Zwickauer Zelle in Bewegung geraten sind und schauen sollten, was wir verändern können, 
Herr Biesenbach. Nichts ist so gut, dass man nicht überprüfen sollte, ob man es nicht noch 
besser machen könnte.  

Mein Ziel ist es, dem Parlament noch in diesem Jahr eine Novellierung des Verfassungs-
schutzgesetzes vorzulegen, die genau diesen Ereignissen Rechnung trägt. Wir sollten es 
nicht mehr als Staatsgeheimnis betrachten, wo Verfassungsschutz seinen Schwerpunkt hat, 
sondern das der Breite des Parlamentes mitteilen. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Ich glaube, dass wir eine bessere Kontrolle und zusätzliche Kontrollmöglichkeiten durch das 
Parlament haben sollten, nicht weil etwas verborgen wird, sondern – im Gegenteil – weil es 
offen dargelegt werden kann, um dieses Stück Vertrauen zurückzugewinnen.  

Wir müssen meiner Meinung nach auch deutlich machen, dass sich der Verfassungsschutz 
in Nordrhein-Westfalen immer auf der Grundlage der Rechtsstaatlichkeit bewegt und bewe-
gen wird und dass er damit auch erfolgreich für die Demokratie arbeiten kann. – Herzlichen 
Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr Minister. – Für die SPD-Fraktion spricht 
der Kollege Kuschke. 

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die antragstellenden 
Fraktionen, Herr Kollege Biesenbach, haben in der Überschrift dieser Aktuellen Stunde nicht 
nur das Thema „Verfassungsschutz“ genannt, sondern auch von der Bedeutung der Zivilge-
sellschaft vor einem veränderten Hintergrund. Das nur als Hinweis zur Einordnung. Hier ist 
kein Thema verfehlt worden. Ich wusste gar nicht, in welcher Situation Sie sich befinden. 
Das klang fast wie eine Bewerbungsrede für die Stelle des Leiters eines Verfassungs-
schutzamtes. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Nach meinem Kenntnisstand ist da im Augenblick aber nichts frei. 

Lassen Sie mich zu Beginn nur einen Punkt zum Verfassungsschutz sagen. Ich finde, es 
wäre den Schweiß der Edlen wert, wenn dieses Hohe Haus dazu eine eindeutige Meinung 
hätte. Das sage ich vor dem Hintergrund, dass ich lange Jahre Mitglied dieses Hohen Hau-
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ses war und bin und auch Mitglied der Landesregierung war. Die Frage, ob es uns gelingt – 
nur diesen Punkt will ich hervorheben –, den Verfassungsschutz – das gilt auch für die an-
deren Bundesländer und den Bund – so neu zu justieren, dass solche eindeutigen Pannen, 
wie sie aufgetreten sind, nicht mehr auftreten, ist auch ein Lackmustest für die Zukunftsfä-
higkeit des Föderalismus – um das ganz klar und eindeutig zu sagen. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Das, was Herr Kollege Körfges und Frau Kollegin Schäffer angesprochen haben, was den 
Verfassungsschutz direkt anbelangt, ist nur ein Teil des Problems. Ich will darauf hinweisen, 
was sich mittlerweile verändert hat. 

Wenn wir über den Verfassungsschutz reden, dann reden wir auch über andere Maßnah-
men, beispielsweise über Reaktionen. Wir gehen Dingen nach. Es müssen Dinge erst pas-
sieren. Wir sind nicht in einer Situation, in der wir präventiv, in der wir vorbeugend tätig sind, 
in der wir auch nach den Ursachen fragen. 

Warum werden diese Bereiche der Zivilgesellschaft bei der Auseinandersetzung noch wich-
tiger? Wir haben in der Vergangenheit, wenn solche schrecklichen Vorfälle wie die mit dem 
NSU passierten, gesagt: Da muss jetzt aber die Zivilgesellschaft aufstehen! – Das ist auch 
nach wie vor richtig. Nur, die Situation ist insofern verändert, als wir leider Gottes den be-
gründeten Verdacht haben, dass auch diejenigen, mit denen wir uns auseinandersetzen 
müssen, in dieser Zivilgesellschaft sind, meine Damen und Herren! 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Wir haben leider Gottes Hinweise – in Dortmund – auf subkulturelle Zusammenhänge zwi-
schen Rechtsextremisten, Faschisten und anderen Szenen. Wir haben Hinweise darauf – 
so stellte es Gregor Mayntz vor Kurzem in einem Bericht dar –, dass hier so etwas wie ein 
Marsch durch die Institutionen geplant ist. Insofern haben wir es mit einer veränderten Stra-
tegie zu tun.  

Daher bedarf es eines anderen Verfassungsschutzes, eines Verfassungsschutzes, der Sen-
sibilität, der Aufmerksamkeit mit sich bringt. Wir brauchen einen Verfassungsschutz, den 
dieses Parlament nach meinem Aufgabenverständnis in einer ganz anderen Art und Weise 
kontrolliert, als das bislang der Fall ist.  

Und um auch das deutlich zu sagen: Die jetzige Konstruktion des Parlamentarischen Kon-
trollgremiums ist keine ausreichende für die Frage, wie wir uns in Zukunft damit auseinan-
dersetzen müssen. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Ich glaube, dass wir vier Punkte für die zukünftige Auseinandersetzung insbesondere mit 
der Zivilgesellschaft festhalten müssen: 

Erstens die grundlegenden Voraussetzungen im Bereich von Lernen, Bildung und gesell-
schaftlicher Teilhabe auf allen Feldern. Das ist das wichtigste Präventionsglied, um solche 
Dinge zu vermeiden. 

Zweitens. Null Toleranz! Dinge, wie sie in Köln mit „pro Köln“ passieren und passiert sind, 
dürfen nicht mehr an der Tagesordnung sein! Es muss die Aufgabe der demokratischen 
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Parteien sein, deutlich zu machen: Wir gehen dort keine Kompromisse ein! Es gibt dort kei-
ne Kompromisse! 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Der dritte Punkt ist bereits erwähnt worden – auch ich habe ihn schon angesprochen –: die 
Notwendigkeit und die Herausforderung, kontinuierlich, nachhaltig tätig zu sein. 

Den vierten Punkt erachte ich heute als den wichtigsten, Kollege Biesenbach, und darum 
geht es mir. Ich glaube, dass dieses Hohe Haus, dieses Landesparlament, die Auseinan-
dersetzung mit dem Rechtsextremismus als seine originäre Aufgabe begreifen muss. Das 
überlassen wir nicht der Landeszentrale für politische Bildung, das überlassen wir nicht dem 
Verfassungsschutz oder den Polizeibehörden.  

Nein, meine Damen und Herren! Die Rechten haben uns den Kampf angesagt! Wir nehmen 
diese Herausforderung an! Das Parlament von Nordrhein-Westfalen sagt nicht nur Wort und 
Widerwort, sondern in seiner historischen Verantwortung auch: Nie wieder Krieg und nie 
wieder Faschismus! 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Der Präses der Evangelischen Kirche im Rheinland und zugleich Ratsvorsitzender der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, Herr Nikolaus Schneider hat gesagt – ich darf mit Er-
laubnis des Präsidenten zitieren –: 

„Ein biblisch-theologisch gegründeter Glaube ruft Christinnen und Christen und unsere 
Kirche in den Widerspruch und Widerstand gegen die menschenfeindliche Ideologie des 
neuen Rechtsextremismus …“ 

Meine Damen und Herren, vor Kurzem hat die „Süddeutsche Zeitung“ dargestellt, welchen 
Antrag das NPD-Präsidium an den letzten NPD-Bundesparteitag gestellt hat. Ich darf auch 
hier zitieren: 

„Die NPD hat sich für den parlamentarischen Weg entschieden, einerlei wie aussichts-
reich, aussichtslos oder widerwärtig er auch sein mag.“ 

So lautete die Formulierung eines Antrags des NPD-Präsidiums auf dem letzten NPD-
Bundesparteitag! 

Meine Damen und Herren, das ist die Herausforderung für uns, für dieses Parlament, für 
den Präsidenten, für das Präsidium, den Ältestenrat. Dem müssen wir gerecht werden in 
den Auseinandersetzungen hier, aber auch dadurch, dass wir uns vor Ort auseinanderset-
zen und unseren Worten auch Taten folgen lassen. Deshalb ist diese Auseinandersetzung 
an dieser Stelle heute und auch zukünftig richtig. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Präsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, Herr Kollege Kuschke. – Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen spricht der Kollege Bolte. 
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